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GASTBEITRAG

Bußgeldentscheidung lenkt Blick auf
Werbepraxis

B˛rsen-Zeitung, 24.7.2020
Technische und organisatorische
Maßnahmen spielen eine zentrale
Rolle fˇr die Verarbeitung personen-
bezogener Daten. Durch sie sollen
Unternehmen ein angemessenes
Schutzniveau bei der Datenverarbei-
tung gewährleisten. Die konkreten
Maßnahmen werden fˇr die Anwen-
dungsfälle individuell bestimmt und
implementiert und zielen unter an-
derem darauf ab, die Vertraulich-
keit, Integrität, Verfˇgbarkeit und
Belastbarkeit der eingesetzten Sy-
steme und Dienste auf Dauer sicher-
zustellen. Letztlich soll durch die
Umsetzung dieser Maßnahmen auch
gewährleistet werden, dass die Da-
ten nur im Rahmen der Legitimati-
on, also zum Beispiel einer Einwilli-
gung, verarbeitet werden.
Der Landesbeauftragte fˇr Daten-

schutz und Informationsfreiheit
(,,LfDI‘‘) in Baden-Wˇrttemberg hat
nun kˇrzlich ein Bußgeld in H˛he
von 1,24Mill. Euro gegen die AOK
Baden-Wˇrttemberg verhängt.
Grund fˇr das Bußgeld war ein Ver-
stoß gegen die Pflicht, ein angemes-
senes Schutzniveau ˇber technische
und organisatorische Maßnahmen
herzustellen.
Die gesetzliche Krankenkasse ver-

anstaltete zwischen 2015 und 2019
Gewinnspiele und wollte die Kon-
taktdaten der Gewinnspielteilneh-
mer auch fˇr Werbung nutzen. Mit
entsprechenden technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen wollte
die AOK Baden-Wˇrttemberg sicher-
stellen, dass Werbung tatsächlich
nur an solche Teilnehmer verschickt
wurde, die darin eingewilligt hatten.
Allerdings funktionierten die Maß-
nahmen nicht so wie geplant, mit
dem Ergebnis, dass mehrere hundert
Personen Werbung erhielten, ob-
wohl sie nicht eingewilligt hatten.
Bei der Berechnung des Bußgeldes

hat die Beh˛rde nach eigenen Anga-
ben das jˇngst von der Datenschutz-
konferenz (der Konferenz der deut-
schen Datenschutzbeh˛rden)

(,,DSK‘‘) verabschiedete Konzept
zur Bußgeldberechnung zugrunde
gelegt. Sie hat dieses Konzept aber
etwas angepasst, um dem Umstand
Rechnung zu tragen, dass es in die-
sem Fall um den Verstoß gegen die
Datenschutz-Grundverordnung
durch eine gesetzliche Krankenkasse
geht.
Nach dem Konzept der DSK ist

Grundlage der Bußgeldberechnung
der Konzernumsatz, was bei einer
gesetzlichen Krankenkasse (allein
die AOK Baden-Wˇrttemberg ver-
fˇgte 2019 ˇber ein Haushaltsvolu-
men von rund 18Mrd. Euro) regel-
mäßig zu sehr hohen Bußgeldern
fˇhren wˇrde. Um dies zu korrigie-
ren und in diesen Fällen zu sachge-
rechten Ergebnissen zu kommen,
hat der Landesbeauftragte fˇr Da-
tenschutz und Informationsfreiheit
fˇr die Berechnung des Bußgeldes
den Überschuss der AOK Baden-
Wˇrttemberg als Ausgangswert ge-
nommen. Es bleibt abzuwarten, ob
und wie auch weitere Datenschutz-
beh˛rden in ähnlich gelagerten Fäl-
len das Bußgeldkonzept der DSK an-
passen.

Stolze Summen

Die Entscheidung ist vor allem
deshalb bemerkenswert, weil sie
zeigt, dass Beh˛rden nun auch bei
Datenschutzverst˛ßen mit ver-
gleichsweise ˇberschaubaren Aus-
wirkungen recht erhebliche Bußgel-
der verhängen – die AOK Baden-
Wˇrttemberg hat ˇber 4,5 Millionen
Versicherte, von denen lediglich
mehrere hundert Mitglieder Werbe-
E-Mails ohne ihre Einwilligung er-
halten haben.
Gerade mit Blick auf die verbreite-

te Werbung ˇber E-Mails sollte diese
Entscheidung Anlass fˇr Unterneh-
men geben, die eigene Werbepraxis
kritisch zu prˇfen und gegebenen-
falls nachzubessern. Dabei ist auch
zu berˇcksichtigen, dass die fˇr E-
Mail-Werbung relevanten Vor-schrif-

ten nicht nur in der Datenschutz-
Grundverordnung, sondern auch im
Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb verankert sind, aus dem sich
ˇber die Rechtsprechung dazu wei-
tere Pflichten ergeben (zum Beispiel
die Nutzung des sogenannten Dou-
ble-Opt-in-Verfahrens).
Darˇber hinaus wird durch die

Entscheidung deutlich, wie wichtig
eine Kooperation von Unternehmen
mit den Datenschutzbeh˛rden ist.
Die Datenschutz-Grundverordnung
sieht in Artikel 83 Absatz 2 verschie-
dene M˛glichkeiten vor, die H˛he
des Bußgeldes zu reduzieren. Ein
entscheidender Faktor dabei ist die
Zusammenarbeit mit der Beh˛rde,
um den Verstoß aus der Welt zu
schaffen und die dadurch entstande-
nen Risiken beziehungsweise Schä-
den klein zu halten. Deshalb sollten
Unternehmen fˇr den Fall eines Ver-
stoßes vorbereitet sein.
Dafˇr bietet es sich an, intern ein

Verfahren festzulegen, mit dem
kurzfristig und schlagkräftig ermit-
telt werden kann, welcher Verstoß
vorliegt, ob und wie negative Aus-
wirkungen abgemildert werden k˛n-
nen, ob der Verstoß gegenˇber Be-
h˛rden und/oder betroffenen Perso-
nen zu melden ist und mit welchem
Team in welcher Weise mit einer Da-
tenschutzbeh˛rde kooperiert wer-
den kann.

Zeitaufwendige Ermittlungen

Je nach Unternehmensgr˛ße und
Komplexität der Vorgänge empfiehlt
es sich, in dieses Team den Daten-
schutzbeauftragten, die Rechtsab-
teilung und Mitarbeiter der IT zu be-
rufen. Dabei ist auch wichtig zu be-
rˇcksichtigen, dass diese Teams in
der Regel sehr schnell zu involvieren
sind und die internen Ermittlungen
zeitaufwendig sein k˛nnen.
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